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W129 2149868-1/14E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Einzelrichter Uber die
Beschwerde von Abtinsp XXXX , vertreten durch RA Dr. Martin RIEDL, gegen den Bescheid des Landespolizeidirektors
(LPD Niederosterreich) vom 12.01.2017, ZI. P6/3080/2017-PA, zu Recht:

A)

I.) Der Beschwerde wird stattgegeben und gemdR8& 169f Abs. 4 GehG 1956 festgestellt, dass sich das
Besoldungsdienstalter des Beschwerdefihrers zum Ablauf des 28.02.2015 um 832 Tage verbessert.

Il.) Dem Beschwerdeflhrer gebuhrt eine Nachzahlung der sich aus der Verbesserung seiner besoldungsrechtlichen
Stellung ergebenden Bezlige ruckwirkend ab 01.03.2012.

B)
Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text
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Entscheidungsgrinde:
l. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer beantragte am 16.02.2015 die Neufestsetzung (Verbesserung) seiner besoldungsrechtlichen

Stellung.

2. Der Landespolizeidirektor fiir Niederosterreich wies den Antrag des Beschwerdeflhrers mit Bescheid vom
20.05.2015, ZI. P6/31979/2015, gemal’ 8 175 Abs. 79 Z 2 und 3 Gehaltsgesetz 1956 (GehG) zurick.

3. Dagegen erhob der Beschwerdefthrer fristgerecht Beschwerde.

4. Daraufhin gab das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde mit Erkenntnis vom 09.11.2016, ZI. W129 2113964-
1/3E, statt und hob den angefochtenen Bescheid gemal 8 28 Abs. 1 und 2 VWGVG auf.

5. Nachfolgend wies der Landespolizeidirektor fir Niederdsterreich den Antrag des Beschwerdeftihrers mit dem (hier)
angefochtenen Bescheid gemaR 8 175 Abs. 79 Z 2 und 3 iVm 8 175 Abs. 79a und 79b GehG 1956 ab.

6. Dagegen erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht die nun vorliegende Beschwerde.

7. Die belangte Behdérde legte die Beschwerde und die bezughabenden Verwaltungsakten dem
Bundesverwaltungsgericht mit Begleitschreiben vom 09.03.2017, eingelangt am 13.03.2017, zur Entscheidung vor.

8. Mit Beschluss vom 31.07.2017, W129 2149868-1/2Z, setzte das Bundesverwaltungsgericht das Verfahren gemaRs 17
VWGVG iVm§ 38 AVG bis zur Entscheidung des Gerichtshofes der Europdischen Union (EuGH) lUber das ihm mit
Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 30.06.2017, W128 2148285-1/2Z, vorgelegte

Vorabentscheidungsersuchen aus.
9. Mit Urteil vom 08.05.2019, C-396/17, entschied der EuGH Uber das Vorabentscheidungsersuchen.

10. In weiterer Folge wurden neue gesetzliche Bestimmungen (8 169f ff. GehG 1956) am 08.07.2019 im

Bundesgesetzblatt kundgemacht; diese traten rickwirkend in Kraft.

11. Mit Schreiben vom 04.06.2020 teilte die belangte Behdérde mit, dass sich das Besoldungsdienstalter aufgrund der

nunmehrigen Rechtslage um 832 Tage verbessere.

12. Mit Schreiben vom 23.06.2020 nahm der Beschwerdefihrer im Rahmen des Parteiengehdrs dazu zustimmend

Stellung und brachte vor, es sei sein Besoldungsdienstalter jedenfalls um 832 Tage zu verbessern.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefthrer wurde am 16.12.1960 geboren und ist am 01.09.1979 in den Bundesdienst eingetreten. Dabei
wurde er in die Verwendungsgruppe W3 eingereiht.

Der Beschwerdefiihrer hat am 16.12.1974 das 14. Lebensjahr vollendet.
Der Beschwerdefiihrer war von 06.09.1976 - 01.09.1979 als Polizeipraktikant tatig.

Mit Bescheid vom 07.02.1980, ZI. P171/5/a/80, wurde der 16.12.1978 als Vorrtckungsstichtag des Beschwerdeflhrers
festgesetzt. Dabei wurden Zeiten vor der Vollendung des 18. Lebensjahres nicht bertcksichtigt.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen ergeben sich aus dem Akt in Verbindung mit dem Vorbringen des Beschwerdefihrers und sind
unstrittig.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zur Stattgabe der Beschwerde (Spruchpunkt A l.)

3.1.1. Gemal 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels entsprechender gesetzlicher Bestimmungen
im GehG liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.

3.1.2. Die im vorliegenden Fall maRRgeblichen Bestimmungen des Gehaltsgesetzes lauten:
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~.Umsetzung der Richtlinie 2000/78
§ 169f (1) Bei Beamtinnen und Beamten,

1. die sich am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle 2019, BGBI. | Nr. 58/2019, im Dienststand befinden
und

2. die nach 8 169c Abs. 1 (allenfalls in Verbindung mit § 169d Abs. 3, 4 oder 6) Ubergeleitet wurden und

3. deren erstmalige Festsetzung des Vorrickungsstichtags fur das laufende Dienstverhaltnis unter Ausschluss der vor
Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegten Zeiten erfolgt ist und

4. bei denen nach der erstmaligen Festsetzung nach Z 3 nicht die vor Vollendung des 18.Lebensjahres zurtickgelegten
Zeiten nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 82/2010 vorangestellt und durch AuBerachtlassung
der mit diesem Bundesgesetz bewirkten Verlangerung des fur die erste Vorruckung erforderlichen Zeitraums zur
Ganze fuar die Einstufung wirksam geworden sind, ist die besoldungsrechtliche Stellung von Amts wegen
bescheidmaRig neu festzusetzen.

(2) Bei Beamtinnen und Beamten nach Abs. 1 Z 2 bis 4, auf welche nur Abs. 1 Z 1 nicht zutrifft, erfolgt eine
Neufestsetzung auf Antrag. Zustandig ist jene Dienstbehorde, die im Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienststand
oder aus dem Dienstverhaltnis zustandig war. Wurde die Dienstbehérde nach dem Ausscheiden aufgelassen, so ist
jene Dienstbehorde zustandig, auf welche die Zustandigkeit fur die Beamtin oder den Beamten bei Verbleib im
Dienststand Ubergegangen ware. Antragsberechtigt sind auch Empfangerinnen und Empfanger von wiederkehrenden
Leistungen nach dem Pensionsgesetz 1965, wenn allféllige Anspriche auf Bezlge fir Zeiten des Dienststands noch
nicht verjahrt sind. Fir die Dauer des Verfahrens ist die Verjahrungsfrist nach 8 40 Abs. 1 Pensionsgesetz 1965

gehemmt.

(3) Bei den am Tag der Kundmachung der 2.Dienstrechts-Novelle 2019, BGBI. | Nr.58/2019, anhangigen Verfahren,
welche die Frage der Anrechnung zusatzlicher Vordienstzeiten, der Neufestsetzung des Vorrickungsstichtags,
insbesondere nach 8 113 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 82/2010, der Neufestsetzung des
Besoldungsdienstalters oder der Festsetzung der besoldungsrechtlichen Stellung fur eine Beamtin oder einen
Beamten nach Abs. 1 Z 3 als Hauptfrage zum Gegenstand haben, erfolgt eine Neufestsetzung im Rahmen dieser
Verfahren. Bei den am Tag der Kundmachung der 2. Dienstrechts-Novelle2019, BGBI. | Nr. 58/2019, anhangigen
Verfahren, in denen eine solche Frage als Vorfrage zu beurteilen ist, erfolgt die Beurteilung unbeschadet des § 38 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 -AVG, BGB1. Nr. 51/1991, nach MaRRgabe des Abs. 6.

(4) Die Neufestsetzung nach den Abs. 1 bis 3 erfolgt nach Ermittlung des Vergleichsstichtags (8 169g) durch Feststellung
des Besoldungsdienstalters zum Ablauf des 28. Februar 2015. Das Besoldungsdienstalter nach 8 169c erhéht sich um
den zwischen dem Vergleichsstichtag und dem Vorrickungsstichtag liegenden Zeitraum, wenn der Vergleichsstichtag
vor dem Vorrickungsstichtag liegt, andernfalls vermindert es sich um diesen Zeitraum. Fur den Vergleich ist der letzte
Vorruckungsstichtag mal3gebend, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegten Zeiten
festgesetzt wurde.

Vergleichsstichtag

8 169g (1) Der Vergleichsstichtag wird dadurch ermittelt, dass die nach Erreichen des Mindestalters flr eine
Beschaftigung im Rahmen eines Systems der dualen Ausbildung nach Art. 4 Abs. 2 lit. b der Richtlinie 94/33/EG des
Rates vom 22, Juni 1994 Uber den Jugendarbeitsschutz, in der Fassung ABI. Nr. L 216 vom 20.08.1994 S. 12,
zurlckgelegten Zeiten, die bei der Ermittlung des Vorruckungsstichtags voranzustellen waren oder bei
AuBerachtlassung der Altersgrenze von 18 Jahren voranzustellen gewesen waren, nach MafRgabe der Abs. 2 bis 6 dem
Tag der Anstellung vorangestellt werden.

(2) Fur die Ermittlung des Vergleichsstichtags sind folgende Bestimmungen Uber den Vorrickungsstichtag nach
Mal3gabe der Abs. 3 bis 6 anzuwenden:

1.8 12 in der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2007, BGBI. i Nr. 96/2007,
2.8 12ain der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2011, BGBI. | Nr. 140/2011,

3.8 113 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2004, BGBI. | Nr. 176/2004,



4.8 113a in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2007, BGBI. | Nr. 53/2007 und
5. die Anlage 1 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2004, BGBI. | Nr. 176/2004.

Mal3gebend sind die Bestimmungen fur jene Verwendungsgruppe, welcher die Beamtin oder der Beamte im Zeitpunkt
der Festsetzung des Vorruckungsstichtags nach § 169f Abs. 4 letzter Satz angehort hat.

(3) Abweichend von den Bestimmungen nach Abs. 2 Z 1 bis 5

1. treten an Stelle der vor Vollendung des 18. Lebensjahres liegenden Zeiten die vor Erreichen des Mindestalters flr
eine Beschaftigung im Rahmen eines Systems der dualen Ausbildung nach Art. 4 Abs. 2 lit. b der Richtlinie 94/33/EG
des Rates vom 22. Juni 1994 Uber den Jugendarbeitsschutz, in der Fassung ABI. Nr. L 216 vom 20.08.1994 S. 12,
liegenden Zeiten;

2. sind bei Beamtinnen und Beamten, fir deren Verwendungsgruppen die Bestimmungen Uber den
Vorriuckungsstichtag eine Voranstellung von Zeiten des erfolgreichen Studiums an einer héheren Schule vorsehen,
ausschliel3lich jene Zeiten als Zeiten des erfolgreichen Studiums an einer héheren Schule voranzustellen, die

a) zwischen dem Ablauf des 31. August jenes Kalenderjahres, in dem die Beamtin oder der Beamte die Aufnahme in die
zwolfte Schulstufe erreicht hat, und

b) dem Ablauf des 30. Juni des nachfolgenden Kalenderjahres zurlickgelegt wurden. Wenn die fur die Beamtin oder den
Beamten geltenden schulrechtlichen Vorschriften eine Regelstudiendauer von mehr als zwélIf Schulstufen vorsehen, so
verlangert sich der voranzustellende Zeitraum fur jede weitere Schulstufe um ein Jahr;

3. kénnen sonstige Zeiten einer Tatigkeit oder eines Studiums, die nur deshalb nicht im 6ffentlichen Interesse

vorangestellt wurden, weil sie

a) das fur die Verwendungsgruppe, welcher die Beamtin oder der Beamte angehdrt, zuvor gesetzlich vorgesehene
Hochstausmal? Ubersteigen, oder

b) vor Vollendung des 18. Lebensjahreszurlickgelegt wurden,

nach MaRgabe des 8169h Abs. 2 im offentlichen Interesse mit Zustimmung der Bundesministerin oder des
Bundesministers flr 6ffentlichen Dienst und Sport vorangestellt werden;

4. sind sonstige Zeiten, die bis zum Hoéchstausmal von drei Jahren zur Halfte zu berlcksichtigen sind, bis zum
Héchstausmal von sieben Jahren zur Halfte zu bertcksichtigen;

5.und 6.[...]

(4) Die zur Halfte zu berlcksichtigenden sonstigen Zeiten sind bei der Ermittlung des Vergleichsstichtags nur insoweit
voranzustellen, als sie das Ausmal3 von vier zur Halfte zu bertcksichtigenden Jahren Ubersteigen.

(5) Wenn fur die Voranstellung von Zeiten nach Vollendung des 18. Lebensjahres ein Hochstausmal3 oder ein Verlust
wie im Fall einer Uberstellung gesetzlich vorgesehen war, sind diese Bestimmungen gleichermaRen auf alle zu
berucksichtigenden Zeiten anzuwenden.

(6) Soweit die Abs. 3 bis 5 keine abweichenden Regelungen vorsehen, ist bei der Voranstellung von Zeiten von
entschiedener Sache hinsichtlich der nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten auszugehen, wenn
diese bereits bei der Festsetzung des Vorrickungsstichtags (8§ 169f Abs. 4 letzter Satz) nach den Bestimmungen gemaf}
Abs. 2 Z 1 bis 5 oder nach fruher geltenden Fassungen dieser Bestimmungen zur Ganze vorangestellt oder nicht

vorangestellt wurden.”
8 12 Abs. 1 Gehaltsgesetz 1956, idF BGBI. | Nr. 96/2007, normiert auszugsweise:
JVorrickungsstichtag

8 12. (1) Der Vorrickungsstichtag ist dadurch zu ermitteln, dass - unter Ausschluss der vor der Vollendung des 18.
Lebensjahres liegenden Zeiten und unter Beachtung der einschrankenden Bestimmungen der Abs. 4 bis 8 - dem Tag
der Anstellung vorangesetzt werden:

1. die im Abs. 2 angeflhrten Zeiten zur Ganze,

2. sonstige Zeiten,



a) die die Erfordernisse der Abs. 3 oder 3a erflillen, zur Ganze,

b) die die Erfordernisse der Abs. 3 oder 3a nicht erfillen, soweit sie insgesamt drei Jahre nicht Ubersteigen, zur Halfte.
(2) Gemal3 Abs. 1 Z 1 sind voranzusetzen:

1. die Zeit, die

a) in einem Dienstverhaltnis zu einer inlandischen Gebietskdrperschaft oder zu einem inlandischen Gemeindeverband
zuruickgelegt worden ist oder

b)[...]
2. bis 5.[...]

6. bei Beamten, die in die Verwendungsgruppen A 1, A2, B, L 2b, MBO 1, M ZO 1, M BO 2, M ZO 2, H 2, PT 1 bis PT 4, K
1 oder K 2 oder in eine der im 8 12a Abs. 2 Z 2 und 3 angefiihrten Besoldungs- oder Verwendungsgruppen

aufgenommen werden, die Zeit des erfolgreichen Studiums
a) an einer hoheren Schule oder

b)[...]

bis zu dem Zeitpunkt, an dem der Beamte den AbschluRR dieser Ausbildung auf Grund der schulrechtlichen
Vorschriften frihestens hatte erreichen kénnen; mdégliche schulrechtliche Ausnahmegenehmigungen sind nicht zu
bertcksichtigen. Als Zeitpunkt des mdéglichen Schulabschlusses ist bei Studien, die mit dem Schuljahr enden, der 30.
Juni und bei Studien, die mit dem Kalenderjahr enden, der 31. Dezember anzunehmen;

7.bis 9. [...]
(2a) bis (2f) [....]

(3) Zeiten gemald Abs. 1 Z 2, in denen der Beamte eine Tatigkeit ausgelbt oder ein Studium betrieben hat, kdnnen im
offentlichen Interesse insoweit zur Ganze berucksichtigt werden, als die Tatigkeit oder das Studium fiir die erfolgreiche
Verwendung des Beamten von besonderer Bedeutung ist. Solche Zeiten kénnen jedoch hdchstens in folgendem
Ausmald zur Ganze berucksichtigt werden:

1.in den Verwendungsgruppen A 1, A 2 -oder in gleichwertigen Verwendungsgruppen funf Jahre,
2.in den Verwendungsgruppen A 3 oder in gleichwertigen Verwendungsgruppen drei Jahre und
3.in den Verwendungsgruppen A 4, A 5 oder in gleichwertigen Verwendungsgruppen zwei Jahre.
(3a) Zeiten gemaR Abs. 3 sind jedenfalls zur Ganze zu berucksichtigen,

1. soweit sie bereits im unmittelbar vorangegangenen Bundesdienstverhaltnis nach Abs. 3, nach § 26 Abs. 3 oder 3a
VBG oder nach einer gleichartigen Bestimmung einer anderen Rechtsvorschrift zur Ganze bertcksichtigt worden sind
und

2. der Beamte bei Beginn des offentlich-rechtlichen Dienstverhaltnisses nach wie vor die hiefir maRgebende
Verwendung ausubt.

(4) bis (1) [...1.”
3.1.3. Fur die Berechnung des Vergleichsstichtages des Beschwerdeflhrers ergibt sich daraus Folgendes:

Der letzte Vorrlckungsstichtag, der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurlickgelegten Zeiten
festgesetzt wurde, ist nach dem Bescheid vom 07.02.1980 der 16.12.1978. Gemal3 8 169f Abs. 4 GehG 1956 ist dieser
Vorriuckungsstichtag fur einen Vergleich mit dem zu ermittelnden Vergleichsstichtag heranzuziehen.

In die Berechnung des Vergleichsstichtages flieBt zur Ganze gemall 8 12 Abs. 2 Z 1 lit. a GehG 1956 der Zeitraum von
06.09.1976 bis 31.08.1979 (2 Jahre, 11 Monate und 26 Tage) als Polizeipraktikant ein.

Die Summe der im Rahmen der Berechnung des Vergleichsstichtages anzurechnenden sonstigen Zeiten betragt 0
Jahre, 0 Monate und 0 Tage.

Ausgehend von damit zur Ganze zu berucksichtigenden Zeiten im Ausmalf’ von 2 Jahren, 11 Monaten und 26 Tagen,
die dem Tag der Anstellung des Beschwerdeflhrers voranzustellen sind, fallt der ermittelte Vergleichsstichtag auf den
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05.09.1976.

Da zwischen dem Vergleichsstichtag (05.09.1976) und dem letzten maf3gebenden Vorriickungsstichtag (16.12.1978),
der unter Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahres zurtickgelegten Zeiten festgesetzt wurde, ein Zeitraum
von 832 Tagen liegt, erhoht sich das Besoldungsdienstalter des Beschwerdefuhrers zum Ablauf des 28.02.2015 in
diesem Ausmal.

Die vor seinem 18. Geburtstag liegenden Zeiten als Polizeipraktikant werden ihm nun zur Ganze angerechnet.
3.2. Zur Gebuhrlichkeit der Nachzahlung (Zu Spruchpunkt A 11.)
3.2.1. 8 169f Abs. 6 und 6a Gehaltsgesetz 1956 lautet:

"(6) Die Bemessung der Bezlge erfolgt ruckwirkend unter Berucksichtigung der fur die Vorrickung wirksamen
Dienstzeit

1.im Fall des Abs. 4 (fUr Zeiten vor dem 1. Mdrz 2015 unter Anwendung von 8 169c Abs. 6b in der geltenden Fassung
und § 8 in der Fassung der Dienstrechts-Novelle 2015, BGBI. | Nr. 65/2015) nach Mal3gabe des neu festgesetzten
Besoldungsdienstalters und

2. im Fall des Abs. 5 nach Maligabe der neu festgesetzten besoldungsrechtlichen Stellung, wobei Vorrickungen mit
dem Monatsersten nach Ablauf des flr die Vorrickung in die jeweilige Gehaltsstufe erforderlichen Zeitraums erfolgen,
der sich aus den bis zum Ablauf des 31. Dezember 2003 flr die Verwendungsgruppe der Beamtin oder des Beamten
geltenden Bestimmungen ergibt, oder, wenn das Ende dieser Frist auf einen Monatsersten fallt, mit diesem
Monatsersten.

Abweichend von &8 13b hat fUr Beamtinnen und Beamte nach Abs. 1, auf die Abs. 3 erster Satz nichtzutrifft, eine
allféllige Nachzahlung flr Zeiten ab dem 1. Mai 2016 von Amts wegen zu erfolgen.

(6a) Wenn sich nach Abs. 6 fiir den Uberleitungsmonat nach § 169¢c Abs. 2 riickwirkend eine héhere Einstufung ergibt,
sind die Wahrungszulagen nach 8 169c Abs. 6 und 9 entsprechend anzupassen. Die bereits erfolgte Festsetzung des
Besoldungsdienstalters nach 8 169cAbs. 3 bleibt davon unberihrt."

8 13b Gehaltsgesetz 1956 normiert auszugsweise:

"(1) Der Anspruch auf Leistungen verjahrt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren geltend gemacht wird, nachdem die
anspruchsbegrindende Leistung erbracht worden oder der anspruchsbegriindende Aufwand entstanden ist.

(2)und 3) [...]

(4) Die Bestimmungen des burgerlichen Rechtes tber die Hemmung und Unterbrechung der Verjahrung sind mit der
MalRgabe anzuwenden, dal} die Geltendmachung eines Anspruches im Verwaltungsverfahren einer Klage
gleichzuhalten ist."

8 113 Abs. 13 Gehaltsgesetz 1956, idF BGBI. | 82/2010 (kundgemacht am 30.08.2010), normierte:

"Fir besoldungs- und pensionsrechtliche Anspriche, die sich aus einer Neufestsetzung des Vorrickungsstichtages
ergeben, ist der Zeitraum vom 18. Juni 2009 bis zum Tag der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 82/2010
nicht auf die dreijahrige Verjahrungsfrist gemal3 § 13b dieses Bundesgesetzes oder gemald 8 40 des Pensionsgesetzes
1965 anzurechnen."

3.2.2. Auf Grundlage der vorzunehmenden Erhdhung des Besoldungsdienstalters des Beschwerdefiihrers resultiert ein
Anspruch auf Nachzahlung von Bezligen.

Im Rahmen der vorzunehmenden Nachzahlung erfolgt die Bemessung der Bezlige gemal8 169f Abs. 6 Z 1 GehG 1956
rackwirkend unter Berlcksichtigung der fur die Vorrlckung wirksamen Dienstzeit nach Maligabe des neu
festgesetzten Besoldungsdienstalters.

GemaR § 169f Abs. 6a GehG 1956 sind, wenn sich nach Abs. 6 fiir den Uberleitungsmonat nach § 169c Abs. 2 leg.cit.
rackwirkend eine héhere Einstufung ergibt, dabei auch die Wahrungszulagen nach 8 169c Abs. 6 und 9 entsprechend
anzupassen. Die bereits erfolgte Festsetzung des Besoldungsdienstalters nach 8 169c Abs. 3 leg.cit. bleibt davon
unberdhrt.

3.2.3. Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes liegt die "anspruchsbegriindende Leistung" nach8 13b
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Abs. 1 GehG 1956 im Bestand eines Dienstverhaltnisses am Monatsersten (Falligkeitsdatum). Nachdem mit dem
Monatsersten der Anspruch auf den gesamten Monatsbezug entsteht, beginnt auch die dreijahrige Verjahrungsfrist
bereits mit Ablauf des Monatsersten zu laufen (VwWGH 19.09.2003, 2003/12/0002).

Unter Berucksichtigung der dreijahrigen Verjahrungsfrist gemaR8 13b Abs. 1 GehG 1956 gebuhrt dem
Beschwerdefiihrer daher eine Nachzahlung seiner sich aus der Verbesserung seiner besoldungsrechtlichen Stellung
ergebenden Bezlige ab dem 01.03.2012.

Somit kommt auch die Bestimmung des§ 113 Abs. 13 GehG 1956 (idF BGBI. | 82/2010), welcher eine Hemmung von
Verjahrungsfristen im Zeitraum vom 18.06.2009 bis zum 30.08.2010 vorsah, nicht (mehr) zur Anwendung.

3.3. Gemal § 24 Abs. 4 VwGVG kann das Verwaltungsgericht, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass
die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten noch Art. 47
der Charta der Grundrechte der Europdischen Union entgegenstehen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt ausgesprochen, dass dienstrechtliche Streitigkeiten &ffentlich
Bediensteter unter den Begriff der "civil rights" im Verstandnis des Art. 6 Abs. 1 MRK fallen, insoweit derartige
Streitigkeiten durch die innerstaatliche Rechtsordnung geregelte, subjektive Rechte oder Pflichten des jeweils
betroffenen Bediensteten zum Gegenstand haben (vgl. VWGH 13.09.2017, Ro 2016/12/0024 mwN).

Demnach kann eine Verhandlungspflicht gemaf3 Art. 6 Abs. 1 EMRK nur dann entfallen, wenn die Ausnahmen fur nicht
UbermaRig komplexe Rechtsfragen oder hochtechnische Fragen Platz greifen (vgl. VwGH 21.12.2016, Ra 2016/12/0067).

Da sich im vorliegenden Fall der Sachverhalt aus den Akten ergibt, auf die Durchfuhrung einer muindlichen
Verhandlung seitens des Beschwerdeflihrers ausdricklich verzichtet wurde (unter der - erfillten - Bedingung der
vollen Berucksichtigung des Polizeipraktikums vor der Vollendung des 18. Lebensjahres) und da es sich auch um keine
UbermaRig komplexe Rechtsfrage handelt, kann von einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden.

3.4. Zur Unzulassigkeit der Revision (Spruchpunkt B):

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemalR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Der Wortlaut der
angewandten Bestimmung ist eindeutig.

4. Es ist daher spruchgemaR zu entscheiden.
Schlagworte

Anrechnung besoldungsrechtliche Stellung EuGH Nachzahlungsanspruch Praktikum Unionsrecht Verjahrung
Vorrackungsstichtag
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2021:W129.2149868.1.00
Im RIS seit

18.05.2021
Zuletzt aktualisiert am

18.05.2021

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at


https://www.jusline.at/entscheidung/42022
https://www.jusline.at/gesetz/gehg/paragraf/13b
https://www.jusline.at/gesetz/gehg/paragraf/113
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2010/82
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a
https://www.bvwg.gv.at

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2021/3/11 W129 2149868-1
	JUSLINE Entscheidung


